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Heinz Dams

Vorsitzender FDP-Kreistagsfraktion Wesel

Haushaltsrede

zum Kreishaushalt 2010

Herr Landrat,

liebe Kolleginnen und Kollegen,

meine Damen und Herren,

die FDP hat auf ihrer Klausurtagung Ende Januar 2010 nach eingehender Diskussion den Grundsatzbeschluss gefasst, die allgemeine Kreisumlage nicht zu erhöhen. Diese Linie ist in den FDP-Antrag zum Kreishaushalt 2010 eingeflossen.

Die kreisangehörigen Kommunen sind im vergangenen Jahr durch die Wirtschaftskrise und die dadurch stark zurück gegangenen Gewerbesteuereinnahmen besonders betroffen. Es ist daher angesagt, dass der Kreis in diesem Jahr eine gemeindefreundliche und solidarische Linie bei der Festlegung der allgemeinen Kreisumlage verfolgt. Deshalb sprechen wir uns dafür aus, die Zahllast für die Kommunen in 2010 gegenüber dem vergangenen Jahr nicht zu verändern. Dieses Ziel wird bei einem Hebesatz der allgemeinen Kreisumlage von 40,15 % erreicht. 

Wir erwarten aber auch von den Kommunen, dass sie verstärkt daran arbeiten, ihre strukturellen Haushaltsdefizite stringent zu konsolidieren. Diese Sparanstrengungen müssen von der Kreisverwaltung monitort und auch bewertet werden. Nur so erhält der Kreistag für den Haushalt 2011 und die dann neu festzulegende Kreisumlage eine sachgerechte Bewertungs- und Entscheidungsgrundlage.

Die Forderung vieler Bürgermeister und kommunaler Ratsvertreter, der Kreis solle seine Finanzanlagen zur Entlastung der Gemeindehaushalte verbrauchen, ist kontraproduktiv und auf Dauer schädlich für die Haushalte der kreisangehörigen Kommunen. Durch den Verzehr von Kreisvermögen sinken auch die Zinseinnahmen. Dies führt zu Einnahmeausfällen, die die Kommunen dann über eine höhere allgemeine Kreisumlage finanzieren müssen.

Die lauten Signale – wie z.B. aus Wesel – gehen dabei in der Regel an der Sachgrundlage vorbei. Vielmehr erwarten wir, dass die Kommunen z.B. vorurteilsfrei durch interkommunale Zusammenarbeit mit dazu beitragen, ihre Haushalte zu konsolidieren.

Punkt 2 des FDP-Antrags beinhaltet die Forderung nach einem Sparvolumen für den Kreishaushalt 2010, um eine Inanspruchnahme der Ausgleichsrücklage zu vermeiden. Dieses Ziel war sehr ehrgeizig. In der interfraktionellen „Arbeitsgruppe Haushaltskonsolidierung“ wurden durch Sparvorschläge der Verwaltung und der politischen Vertreter erreicht, dass der Mehrbedarf für die allgemeine Kreisumlage zumindest auf 18,9 Mio Euro verringert wurde. 

Dies ist nur ein erster Schritt auch in Richtung der seit Jahren von der FDP-Kreistagsfraktion geforderten Senkung der freiwilligen Ausgaben. Dabei bestand auch Einigkeit, die Budgets der Fraktionen um 10 %  zu kürzen. 

Ich hoffe, dass die Vertreter von CDU, SPD und Grünen im Kreistag sich nicht weiterhin von ihren Vorfeldorganisationen wie Caritas, AWO, Naturschutzverbände usw. vereinnahmen lassen und z. B. die Finanzierung von Doppelstrukturen weiter zurückfahren. Wir müssen endlich mit dem Unsinn aufhören, verschiedene Organisationen zu finanzieren, die sich um dieselben Zielgruppen kümmern. Das können wir uns nicht mehr leisten und den Bürgern nicht mehr zumuten.

Punkt 3 unseres Antrags ist die Forderung nach einem freiwilligen Haushaltssicherungskonzept des Kreises. In der interfraktionellen „Arbeitsgruppe Haushaltskonsolidierung“ waren wir uns einig, dass die künftige Arbeit in dieser Gruppe nach den Grundsätzen des HSK erfolgen soll. Insofern ist dieser Punkt unseres Antrags erfüllt. 

Wir erwarten aber auch von den Kommunen, dass sie konsequent und nachhaltig sparen. Hier können sie sich gerne den Kreis als Vorbild nehmen.  

Weiterhin fordern wir einen Einstellungs- und Beförderungsstopp für das Jahr 2010. Die Arbeitsgruppe hat sich weitgehend auf einen Vorschlag des Landrats für eine Vereinbarung zwischen Kreistag und dem Landrat zum Stellenplan 2010 geeinigt. Danach werden Beförderungen, Einstellungen und Stellennachbesetzungen, bei denen ein unabweisbarer Bedarf besteht, den zuständigen Kreistagsgremien zur Zustimmung vorgelegt. Damit sehen wir die Forderung der FDP als erfüllt an.

Ich möchte an dieser Stelle noch eine Bemerkung in Richtung Landrat machen. Herr Dr. Müller, Ihre Entscheidung, einen persönlichen Referenten einzustellen, hat – wie befürchtet -  die Zusammenarbeit mit den Kommunen bei der Haushaltsdiskussion eindeutig erschwert und belastet.

Als letzten Punkt haben wir mit unserem Antrag die Einrichtung einer „Arbeitsgruppe Haushaltskonsolidierung“ gefordert, die bis zum Ende der Planungsperiode 2014 einen Konsolidierungsrahmen entwickelt, um einen ausgeglichenen Kreishaushalt ohne Erhöhung der Zahllast für die Kommunen zu erhalten. Diese Forderung ist für uns durch die „Strategische Haushaltskonsolidierung 2011 bis 2015“ erfüllt. 

Was ist jetzt unser Fazit? 

Wie ich ausgeführt habe, sind 4 Punkte unseres Antrags erfüllt. Entscheidend für unsere Zustimmung zu dem Haushalt 2010 ist aber die Höhe der allgemeinen Kreisumlage. Nachdem die SPD-Kreistagsfraktion bis vor Kurzem mit unserer Linie, die Zahllast für die Kommunen nicht zu erhöhen, geliebäugelt hatte, ist sie nun gegenüber den Grünen eingeknickt. Die angestrebte allgemeine Kreisumlage von 41,0 % bedeutet für die Kommunen eine Mehrbelastung von ca. 4,2 Mio Euro! Nach dem Motto: die Kommunen haben es ja! Für uns ist das in 2010 eine gemeindefeindliche und unsolidarische Haltung gegenüber den kreisangehörigen Kommunen. Wir werden daher dem Haushalt nicht zustimmen.

Ich danke Ihnen für die Aufmerksamkeit.

